
Antworten Landesparteien Brandenburg auf UNITI-Wahlprüfsteine anlässlich der Landtagswahl am 22.09.2024       1 
 

1. Im Herbst 2023 fiel auf Bundesebene die finale Entscheidung zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes. Planen Sie die Vorgaben dieses Gesetzes in 
Brandenburg im Rahmen eines eigenen Landes-GEG ambitionierter aufzugreifen?  

 
CDU SPD Grüne  FDP DieLinke 

 
Wir sind nicht dafür, die 
Regelungen des GEG in 
Brandenburg auch noch zu 
verschärfen. Im Gegenteil, das GEG 
müsste zum Beispiel 
berücksichtigen, dass es nicht nur 
ausschließlich um die Umstellung 
der Heizungsart in einem Gebäude 
selbst geht. Viel wichtiger ist, ob 
der im Gebäude verwendete 
Energieträger ein CO2-armer oder 
neutraler Brennstoff ist. Studien 
zeigen, dass die Dekarbonisierung 
der Energie- und Wärmeerzeugung 
fünfmal wirkungsvoller als 
Investitionen bzw. die Sanierung 
des Gebäudebestandes ist. Das 
heißt für uns, den Fokus mehr auf 
die Transformation des Energie- 
und Wärmesektors zu legen. 
 

 
Derzeit sehen wir für 
Brandenburg kein eigenes 
Landes-GEG vor. Mit der 
Brandenburgischen 
Wärme-
planungsverordnung 
schafft Brandenburg aber 
als erstes Flächenland 
einen verlässlichen 
Rahmen für künftige 
Investitionen von 
Stadtwerken und 
Netzbetreibern und 
ermöglicht den 
Kommunen, schrittweise 
und passgenaue Lösungen 
für die Wärmeversorgung 
zu entwickeln. 

 
Momentan beabsichtigen 
wir kein ein eigenes 
Landes-GEG in 
Brandenburg 
einzuführen. Mit dem 
GEG im Bund wird endlich 
der Umstieg auf die 
erneuerbare Wärme-
versorgung eingeleitet. 
Durch das Gesetz und die 
enthaltenen Förderungen 
wird der Umstieg auf 
erneuerbare Wärme 
zuverlässig, planbar und 
für alle bezahlbar. 

 
Nein. Wir Freie Demokraten haben im 
Bundestag dafür gesorgt, dass das 
GEG im Gegensatz zum Entwurf aus 
dem Wirtschaftsministerium 
technologieoffen und praktikabel 
geworden ist. Wir müssen die 
Menschen beim Klimaschutz 
mitnehmen, statt sie zu überfordern. 
Daher wird es mit der FDP keine 
Regelungen geben, die über die im 
Bund bereits beschlossenen 
hinausgehen. 

 
Wir planen kein eigenes Landes-
GEG, welches die Vorgaben des 
Bundesgesetzes noch 
ambitionierter aufgreift und 
umsetzt. Wir halten es für 
zielführender und pragmatischer, 
wenn die festgehaltenen 
Standards länderübergreifend 
gültig und umgesetzt werden.  
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2. Gerade im ländlichen Raum sind viele Hausbesitzer auf Heizöl für die Wärmeerzeugung angewiesen. Vorteile sind die Möglichkeit der eigenen 
Bevorratung und die damit verbundene individuelle Versorgungssicherheit. Werden Sie den Einsatz regenerativer Flüssigbrennstoffe (sog. „Green 
Fuels“) politisch unterstützen?  
 

CDU SPD Grüne  FDP DieLinke 

 
Im Sinne der ersten Frage 
unterstützen wir genau 
deshalb regenerative 
Brennstoffe bzw. Green 
Fuels. Wohnungs-
eigentümer brauchen sich 
keine teuren Wärme-
pumpenlösungen in ihr 
ländliches Eigenheim 
bauen, wenn sie ihre 
Wärmeversorgung, die 
vielleicht aktuell auf 
fossilem Heizöl basiert, 
schlichtweg mit Green 
Fuels substituieren können. 

 
Mit der Brandenburgischen 
Wärmeplanungsverordnung schafft 
Brandenburg einen verlässlichen 
Rahmen für künftige Investitionen von 
Stadtwerken und Netzbetreibern und 
ermöglicht den Kommunen, 
schrittweise passgenaue Lösungen für 
die Wärmeversorgung zu entwickeln. 
Bei der Erarbeitung von kommunalen 
Wärmeplanungen wollen wir, dass alle 
klimafreundlichen Heizungen und 
Brennstoffe gleichbehandelt werden 
und sich nicht einseitig auf heute 
verfügbare Technologien festlegt wird. 
Wir sind für Technologieoffenheit. 
Wichtig ist uns, dass ein 
Heizungstausch für die Menschen 
bezahlbar bleibt und eine neue 
Heizung nicht zu einer sozialen Frage 
wird. Die entsprechenden 
Förderungen müssen das 
gewährleisten. 
 

 
Regenerative Flüssigbrennstoffe sind 
zur Wärmeerzeugung in vielen Fällen 
deutlich ineffizienter und teurer als 
beispielsweise der Einbau einer 
Wärmepumpe. Wärmepumpen 
sichern ebenfalls eine individuelle 
Versorgungssicherheit, insbesondere, 
wenn die Wärmepumpe durch die 
eigene PV-Anlage auf dem Dach 
betrieben wird. Darüber hinaus lässt 
das GEG weitere Möglichkeiten zur 
individuellen Versorgungssicherheit 
wie Biomasse, Solarthermie oder 
Hybridlösungen zu. Hinzukommt auch, 
dass regenerative Flüssigbrennstoffe 
in den nächsten Jahren vermutlich 
nicht in ausreichender Menge 
produziert werden können. Deswegen 
halten wir eine Förderung von 
regenerativen Flüssigbrennstoffen für 
nicht sinnvoll. 

 
Ja. Wir Freie 
Demokraten sind davon 
überzeugt, dass wir 
einen effektiven 
Klimaschutz nur dann 
erreichen, wenn wir auf 
Erfindergeist und 
Technologieoffenheit 
setzen. Green Fuels 
können dabei ein 
wichtiger Baustein auf 
dem Weg zur 
Klimaneutralität sein. 

 
Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Wärmewende 
sozialverträglich erfolgt. Ein 
notwendiger Heizungstausch 
muss für die Menschen 
bezahlbar sein und eine 
klimaneutrale Heizung darf 
nicht zur sozialen Frage werden. 
Gerade im ländlichen Raum 
wird es im Wärmemarkt aus 
unserer Sicht nicht die „eine“ 
Lösung geben können. Wenn in 
diesem Zusammenhang der 
Einsatz regenerativer 
Flüssigbrennstoffe eine 
wirtschaftliche, soziale und 
klimaneutrale Lösung sein kann, 
werden wir diese unterstützen.  
 

 

 

 

 



Antworten Landesparteien Brandenburg auf UNITI-Wahlprüfsteine anlässlich der Landtagswahl am 22.09.2024       3 
 

3. Werden Sie sich im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung, dafür einsetzen, dass auch der individuelle Einsatz regenerativer Flüssigbrennstoffe 
berücksichtigt werden kann?  

 
CDU  SPD Grüne  FDP DieLinke 

 
Technologieoffene 
Lösungen sind seit 
jeher das Credo der 
CDU im Hinblick auf 
die kommunale 
Wärmeplanung und 
wir werden solche 
Lösungen 
unterstützen. 

 
Es ist unser Ziel, 
technologieoffen zu 
sein und die 
Kommunen, die für 
sie jeweils besten 
Konzepte 
ausarbeiten zu 
lassen. Je nach 
regionalen Gegebe-
nheiten werden die 
Kommunen 
unterschiedliche 
Lösungsansätze 
erarbeiten. 

 
Wie bereits bei Antwort 
zur Frage 2 beschrieben, 
schließen wir eine 
Förderung regenerativer 
Kraftstoffe aus 
Effizienzgründen aus. Da 
die Produktion 
regenerativer Flüssig-
brennstoffe absehbar 
unwirtschaftlich 
gegenüber Alternativen 
bleiben wird, werden wir 
uns nicht für deren 
Nutzung im Rahmen der 
Kommunalen Wärme-
planung einsetzen. 

 
Ja. Die 
Möglichkeit zum 
Einsatz 
regenerativer 
Flüssigbrennstoffe 
konnte die FDP 
bereits im 
Gebäudeenergie-
gesetz verankern. 
Für eine 
entsprechende 
Berücksichtigung 
in der 
kommunalen 
Wärmeplanung 
wollen wir uns 
einsetzen. 

 
Die Landesregierung hat am 09. Juli 2024 die Brandenburgische Wärme-
planungsverordnung (WPV Bbg) beschlossen und damit die Grundlage 
für die Umsetzung des Wärmeplanungsgesetzes des Bundes geschaffen. 
Die WPV Bbg regelt u.a. die Zuständigkeit der Städte und Gemeinden als 
planungsverantwortliche Stelle. Wir wollen die kommunale 
Selbstverwaltung stärken und dafür sorgen, dass die Kommunen ihre 
Wärmeplanung in eigener Verantwortung für ihre Belange umsetzen 
können. Daher werden wir die Kommunale Wärmeplanung fördern und 
den Kommunen ihren finanziellen Personal- und Sachaufwand erstatten.  
 
Die Möglichkeit des Einsatzes von regenerativen Flüssigbrennstoffen ist 
im GEG verankert. Daher können die Kommunen im Rahmen ihrer 
kommunalen Selbstverwaltung eigenverantwortlich planen, welche 
Bedeutung regenerative Flüssigbrennstoffe bei der kommunalen 
Wärmewende zukommen wird. Durch die Darstellung zentraler 
Wärmeversorgungsgebiete mit Wärmenetzen und dezentral versorgter 
Gebiete mit Einzelheizungen für die Zeitschritte 2030, 2035 und 2040 
wird der Wärmeplan auch zu einer wichtigen Orientierungshilfe für 
Gebäudeeigentümer. Auf dieser Basis können diese aus den vor Ort zur 
Verfügung stehenden Alternativen die für sich wirtschaftlichste und 
effizienteste klimaneutrale Wärmeversorgung wählen.  
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4. Welche Auffassung vertreten Sie zu kommunalen Anschluss- und Benutzungszwängen an die Fernwärme im Bereich der Wohnraumbeheizung?  
 

CDU SPD Grüne  FDP DieLinke 

 
Fernwärme spielt insbesondere 
in den ostdeutschen 
Bundesländern eine große 
Rolle. Zudem sind die 
Kommunen verpflichtet, in den 
nächsten Jahren ihre 
Wärmepläne aufzustellen, 
welche mitunter die 
zukünftigen Gebiete für die 
Fernwärmeversorgung 
aufzeigen werden. Für Bürger, 
die bereits aktiv wurden und 
beispielsweise eine 
Wärmepumpe eingebaut 
haben, sorgte ein 
Rechtsgutachten des 
Bundesverbandes 
Wärmepumpe e.V. kürzlich für 
Erleichterung: „Das Durchsetzen 
eines Anschlusszwangs 
gegenüber dem Betreiber einer 
Wärmepumpe verstieße fast 
immer gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit.“ Der CDU 
Brandenburg ist die Verhältnis-
mäßigkeit bei der Umsetzung 
der Wärmewende ein großes 
Anliegen; sie kann nur mit den 
Bürgern gelingen, nicht gegen 
sie. 

 
Derzeit haben in 
Brandenburg aufgrund der 
vorhandenen Strukturen 
sowohl Nahwärme- als auch 
Fernwärmekonzepte ihre 
Daseinsberechtigung. In 
Brandenburg verfügt bereits 
jede vierte Kommune über 
Wärmenetze. In der 
Umstellung auf 
klimafreundliche und am 
Ende auch bezahlbare 
Wärmeversorgungen gibt es 
vor Ort sehr unterschiedliche 
Gegebenheiten. Daraus 
können sich unterschiedliche 
Notwendigkeiten hinsichtlich 
eines Anschluss- und 
Benutzungszwanges 
ergeben. Maßgeblich muss 
hier jedoch insgesamt die 
Effizienz und 
Wirtschaftlichkeit für alle 
Akteure sein. 

 
Wir sprechen uns gegen 
einen generellen 
kommunalen Anschluss- 
und Benutzungszwang an 
die Fernwärme aus. Ein 
Anschlusszwang schränkt 
die freie Marktauswahl 
der Gebäudenutzer bei 
der Wärmeversorgung 
sowie den Wettbewerb 
unter den Wärme-
versorgung ein. Beim 
Klimaschutz müssen die 
besten technischen 
Lösungen hinsichtlich 
Effizienz, Wirtschaft-
lichkeit und 
Klimaneutralität zum 
Einsatz kommen. Dies 
kann nur gewährleistet 
werden, wenn 
Technologiefreiheit 
besteht. Ein 
Anschlusszwang, der 
unter Bedingungen 
umgangen werden kann, 
kann vor Ort sinnvoll sein. 

 
Wir setzen uns 
dafür ein, dass auf 
Grundlage der 
neuen 
kommunalen 
Wärmeplanung 
keine neuen 
Anschluss -und 
Benutzungszwänge 
erlassen werden. 

 
Die Brandenburgische Kommunalverfassung enthält 
im § 12 Regelungen zum Anschluss- und 
Benutzungszwang, wonach Gemeinden, aus Gründen 
des öffentlichen Wohls, durch Satzung für die 
Grundstücke ihres Gebietes den Anschluss an 
öffentliche Einrichtungen und die Benutzung dieser 
Einrichtungen u.a. auch für Fernwärme vorschreiben 
können. Jeder Anschluss- und Benutzungszwang setzt 
einen Gemeinwohlbezug voraus, also einen zulässigen 
Zweck, der die Einschränkung der Dispositionsfreiheit 
der Eigentümer rechtfertigt. Aus unserer Sicht können 
das Gesundheits- und Klimaschutzzwecke sein. Nach § 
8 Abs. 2 S. 4 des Landesimmissionsschutzgesetzes darf 
kein Anschluss- und Benutzungszwang für Gebäude 
verordnet werden, in denen der Wärmebedarf 
überwiegend mit regenerativen Energien gedeckt 
wird. Die Festlegung von ausdrücklichen Ausnahmen 
bzw. Befreiungen vom Anschluss- und 
Benutzungszwang in der Satzung einer Kommune ist 
für uns aus Gründen der Verhältnismäßigkeit der 
Grundrechtseinschränkung der Benutzer unabdingbar. 
Das bedeutet: Die Gemeinde muss nicht nur generell 
und bezogen auf das gesamte Satzungsgebiet, 
sondern auch individuell immer dann Ausnahmen und 
Befreiungen vom Anschluss- und Benutzungszwang 
gewähren, wenn der Anschluss- und 
Benutzungszwang im Einzelfall nicht geeignet und 
nicht erforderlich oder unzumutbar ist, um den 
Satzungszweck bzw. den verfolgten 
Gemeinwohlbelang zu erreichen. 
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5. Aus welchen Gründen unterstützen oder lehnen Sie den Gesetzesvorschlag des Bundes ab, Tankstellen zur Einrichtung von Schnellladesäulen 
gesetzlich zu verpflichten (Änderung GEIG)?  

 
CDU SPD Grüne  FDP DieLinke 

Die Pflicht zur 
Erreichung einer 
Schnellladesäule betrifft 
unserer Kenntnis nach 
Unternehmen, die 
mindestens 200 
Tankstellen betreiben 
und soll am dem 1. 
Januar 2028 gelten. In 
Brandenburg befanden 
sich zum 31. Dezember 
2023 laut 
Bundesnetzagentur 
etwa 600 
Schnellladesäulen. 
Zusätzliche Schnelllade-
säulen würde aufgrund 
des Zuwachses der E-
Mobilität wie auch 
aufgrund der Tatsache, 
dass Brandenburg ein 
Pendlerland ist und 
bleiben wird, den 
Bürgern und 
Unternehmen großen 
Nutzen bringen und 
Wertschöpfung 
erzeugen. 

Unser langfristiges Ziel ist eine klimaneutrale 
Antriebstechnik. Für die zunehmende Zahl 
von elektrischen Pkw braucht es eine gute 
Ladeinfrastruktur. Wir werden die Kommunen 
dabei unterstützen, in Zusammenarbeit mit 
den regionalen Energieversorgern Konzepte 
zum Ausbau der Ladeinfrastruktur zu 
entwickeln. Bereits in der vergangenen 
Legislatur hat die Koalition erste Schritte 
gemacht und mit dem Antrag 
„Elektromobilität stärken - Lademöglichkeiten 
für die Behördenstandorte in Brandenburg 
schaffen“ den Ausbau von Lademöglichkeiten 
für elektrisch betriebene Fahrzeuge auf den 
Liegenschaften des Landes Brandenburg 
vorangetrieben. Gemeinsam mit den 
Tankstellenbetreibern wollen wir vor allem an 
den Autobahnen, die Möglichkeit zum Ausbau 
von Schnellladepunkten verbessern. Wir 
werden weiterhin eine gute Kooperation 
zwischen Privatwirtschaft und der 
öffentlichen Hand fördern, da der Aufbau und 
Betrieb einer marktwirtschaftlich funktion-
ierenden Ladeinfrastruktur 
privatwirtschaftlich erfolgen müssen. 
Voraussetzung ist, dass der Bund seiner 
Verantwortung gerecht wird, im Vorfeld das 
Stromnetz und die damit verbundene 
Infrastruktur auszubauen, um die benötigte 
Strommenge für die Vielzahl an 
Schnellladesäulen überhaupt bereitstellen zu 
können. 

Wir unterstützen den 
Gesetzesvorschlag, 
Tankstellen zur Einrichtung 
von Schnellladesäulen zu 
verpflichten. E-Mobilität ist 
insbesondere im ländlichen 
Raum wichtig, um die 
Antriebswende zu 
meistern. Die Anschaffung 
eines E-Fahrzeugs ist nur 
dann attraktiv, wenn es 
eine breit verfügbare 
Ladeinfrastruktur gibt. Der 
Betrieb und Aufbau einer 
Ladeinfrastruktur ist nur 
dann wirtschaftlich 
lohnenswert, wenn die 
Infrastruktur durch eine 
steigende Anzahl von E-
Fahrzeugen ausgelastet ist. 
Der Staat muss deswegen 
fördernd und steuernd 
eingreifen, um den Kauf 
von E-Autos attraktiver zu 
machen, sodass der Betrieb 
der Landeinfrastruktur 
wirtschaftlich wird. Die 
Pflicht zum Aufbau von 
Schnellladesäulen ist dabei 
eine wichtige Maßnahme. 

Beim Ausbau der Lade-
infrastruktur setzen wir 
auf die Initiative der 
Privatwirtschaft, nicht auf 
Zwang. Mit einer 
Angebotspflicht würden 
wir Gefahr laufen, 
unwirtschaftliche 
Investitionen zu 
erzwingen. Es würde auch 
einen Eingriff in die 
Gewerbefreiheit 
bedeuten. Stattdessen 
muss es mit finanzieller 
und koordinierender 
Unterstützung den 
Unternehmen erleichtert 
werden, auf ihren 
Parkplätzen Ladepunkte 
bereitzustellen. Wir 
setzen hierbei einen 
Schwerpunkt auf die 
Errichtung von Lade-
infrastruktur in 
Quartieren und an 
Tankstellen, deren 
bauliche Gegebenheiten 
einen wirtschaftlichen 
Ladeinfrastrukturbetrieb 
erlauben. 

Eine Pflicht zur Errichtung von 
Schnellladesäulen an Tankstellen ist 
reine Symbolpolitik. Ladesäulen 
müssen dort gebaut werden, wo es 
am sinnvollsten für E-Autofahrer ist: 
Nicht nur an Tankstellen, sondern 
auch an Supermärkten, am 
Straßenrand, zu Hause und am 
Arbeitsplatz. Aus unserer Sicht 
brauchen wir attraktive 
Rahmenbedingungen und eine 
entsprechende Förderung bzw. 
finanzielle Anreize, um es 
Unternehmen zu erleichtern, auf 
ihren Parkplätzen Ladepunkte 
bereitzustellen. Wenn Eigentümer 
oder Pächter von Tankstellen im 
ländlichen Raum aufgeben müssen, 
weil sie die Investitionen für 
Schnellladesäulen nicht 
refinanzieren können, ist 
niemandem geholfen. Solche 
Fehlinvestitionen müssen vermieden 
werden. Gemeinsam mit den 
Tankstellenbetreibern sollte man 
sich flächendeckend auf Standorte 
konzentrieren, an denen die größten 
Potenziale für Nutzung und 
Nachfrage gesehen werden, um so 
gemeinsam den Ausbau von 
Schnellladepunkten zu verbessern.  
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6. Stimmen Sie der Aussage zu, dass die CO2-Emissionsbilanz eines Fahrzeugs nicht nur in dessen Nutzungsphase („am Auspuff“) erfasst, sondern über 
dessen gesamten Lebenszyklus und seiner verwendeten Antriebsenergie berücksichtigt werden sollten?  

 
CDU SPD Grüne  FDP DieLinke 

 
Wir stimmen der Auffassung 
zu, dass eine Betrachtung der 
CO2-Emissionsbilanz über den 
gesamten Lebenszyklus und 
der verwendeten 
Antriebsenergie eines 
Fahrzeuges stattfinden sollte. 

 
Ja. 

 
Ja, denn CO2-Emissionsbilanzen 
in der Nutzungsphase 
unterscheiden sich deutlich von 
den Emissionen über den 
gesamten Lebenszyklus inklusive 
der Antriebsenergie. Nur durch 
die Betrachtung des Lebenszyklus 
und der Antriebsenergie ergibt 
sich ein vollständiges Bild. 

 
Well to Wheel Bilanzen sind ein Schlüssel 
für wirksamen und effizienten Klimaschutz. 
Daher setzen wir in der Klimapolitik auf 
einen globalen Emissionshandel, der 
aufgrund seines CO2 Deckels und des 
Zertifikatshandels garantiert, dass über die 
gesamte Wertschöpfungskette und über 
Ländergrenzen hinweg Anreize zur 
Emissionsminderung bestehen. 

 
Um ein aussagekräftiges Bild 
über die Gesamt-CO2-
Emissionsbilanz eines 
Fahrzeugs zu erhalten, ist es 
unerlässlich, den gesamten 
Lebenszyklus von der 
Produktion der einzelnen Teile 
bzw. Komponenten, der 
Montage über den Betrieb bis 
zum Recycling zu betrachten.  
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7. Synthetische grünstrombasierte Flüssigkraftstoffe (E-Fuels) haben eine hohe Energiespeicherdichte, können bei Raumdruck u. -temperatur gelagert, 
global transportiert u. über bestehende Tankinfrastrukturen genutzt werden. Werden Sie den Einsatz solcher Kraftstoffe politisch unterstützen?  

 
CDU  SPD Grüne  FDP  DieLinke 

 
E-Fuels sind für uns 
ein maßgeblicher 
Baustein, um die 
Herausforderung 
„Energiewende“ 
(samt Verkehr-
swende) zu 
meistern und wir 
unterstützen diese. 

 
Synthetische grünstrombasierte 
Kraftstoffe sind wichtige 
Ressourcen, aber nur begrenzt 
verfügbar. Synthetische 
grünstrombasierte Kraftstoffe 
erfordern zwar weniger Infra-
strukturausbau im Bereich der 
Verteilung und Tankkapazitäten, 
würden jedoch durch die geringere 
Effizienz wesentlich mehr Ausbau 
der Erneuerbaren Energien für die 
gleiche Leistung benötigen. Für uns 
sind noch deutliche technische 
Entwicklungsschritte notwendig, um 
synthetische grünstrombasierte 
Kraftstoffe zu einem wettbewerbs-
fähigen Preis bereitstellen zu 
können. Für bestimmte 
Wirtschaftssegmente werden sie 
aber auch aus heutiger Sicht ein 
wichtiger Beitrag für klimaneutrales 
Wirtschaften sein. 

 
Wir wollen Wasserstoff da 
einsetzten, wo er am 
sinnvollsten genutzt werden 
kann, etwa in der Industrie. 
Deshalb unterstützen wir den 
Aufbau eines Wasserstoffnetzes 
und den Anschluss von 
Industriestandorten. Mit 
Wasserstoff Autos zu Betanken 
ist jedoch ineffizient und teuer. 
Statt den Strom für die 
Produktion von E-Fuels zu 
nutzen, könnte er direkt in E-
Autos, in der Schifffahrt oder 
Langstreckenflugzeugen 
genutzt werden. Wir sind der 
Meinung, dass die knappen 
synthetischen Kraftstoffe in 
erster Linie für diese Bereich 
genutzt werden sollten. E-Fuels 
werden zudem auf absehbare 
Zeit nicht im ausreichenden 
Maßstab zur Verfügung stehen. 

 
Ja. Innovative Kraftstoffe sind 
die Grundvoraussetzung für 
einen klimafreundlichen 
Betrieb der Millionen von 
Fahrzeugen mit 
Verbrennungsmotor. 
Kraftstoffe wie HVO 100 sind 
klimafreundlicher als fossile 
und damit ein direkt 
wirksamer Beitrag zum 
Klimaschutz. Vor allem die 
Logistikbranche bekommt 
mit ihm eine weitere 
Möglichkeit, die Flotten 
klimafreundlich zu betreiben 
und Emissionen einzusparen. 

 
Im Rahmen der Energiewende im 
Verkehrs- und Wärmesektor spielt für uns 
die PCK-Raffinerie in Schwedt als struktur-
bestimmendes Unternehmen in 
Ostbrandenburg und als Kraftstofflieferant 
in Ostdeutschland eine wichtige Rolle. Zum 
Erreichen der Klimaschutzziele und des 
damit notwendigen Transformations-
prozesses unterstützen wir die 
gemeinsamen Pläne der PCK-Raffinerie und 
des Energieunternehmens Enertrag, den 
Standort zu einer 
„Wasserstoffdrehscheibe“ auszubauen. Ziel 
ist es, dass die Produktion spätestens bis 
2045 komplett von den fossilen Energien 
hin zu Wasserstoff, E-Fuels und anderen 
hochwertigen klimaneutralen Chemikalien 
umgestellt wird. Um die klimaschädlichen 
CO₂-Emissionen im Verkehrsbereich zu 
reduzieren, sollten – auch bezogen auf den 
aktuelle Fahrzeugbestand und die vielen 
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor – alle 
zur Verfügung stehenden klimaneutralen 
Kraftstoffe zum Einsatz kommen. 
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8. Befürworten Sie den freien Verkauf des neuen Dieselkraftstoffs HVO 100 an Tankstellen oder sollte dieser nur gewerblichen Nutzern vorbehalten 
bleiben?  
 

CDU SPD Grüne  FDP DieLinke 

 
Klimaneutralität 
und Verkehrs-
wende – wenn sie 
ernsthaft verfolgt 
und betrieben 
werden sollen –, 
sollten für alle 
Bürger möglich 
sein. Daher 
befürworten wir 
den freien Verkauf 
von HVO 100. 

 
E-Fuels eignen sich aufgrund 
ihrer knappen Kapazitäten im 
Flug- und im LkW-Verkehr sowie 
bei Maschinen in der Bau- und 
Landwirtschaft. Einen Einsatz im 
Bereich des 
Individualverkehres halten wir 
für fraglich. Die Verwendung 
des Dieselkraftstoffs HVO 100 
stehen wir offen gegenüber, 
sofern er 
ausschließlich aus Abfall- und 
Reststoffen hergestellt wird. 
Den Verbrauch von 
Ackerpflanzen wie Soja und 
Raps für die Produktion 
betrachten wir kritisch. 

 
Unsere Partei betrachtet den 
neuen Dieselkraftstoff HVO 100 
mit einiger Skepsis. Messungen 
des ADAC zeigen, dass die Zahl 
der besonders gesund-
heitsschädlichen ultrafeinen 
Partikel deutlich höher sind als 
bei herkömmlichem Diesel. Wir 
kritisieren, dass die HVO-
Kraftstoffe nicht Teil der CO2-
Bepreisung sind, da sie ebenso 
viel CO2 ausstoßen wie fossiler 
Diesel. Die Kapazitäten für HVO 
100 sind begrenzt. Ihn deshalb 
aus anderen Nutzungsbereichen 
abzuziehen, wo er dann nicht 
mehr zur Verfügung steht, 
bringt bilanziell keinen Gewinn. 
 

 
Es ist eine gute Nachricht für den 
Klimaschutz, dass Verkehrsminister 
Volker Wissing (dafür gesorgt hat, 
dass HVO 100 und strombasierter 
Diesel in Reinform getankt werden 
können. Der marktwirtschaftliche 
Preismechanismus wird automatisch 
dafür sorgen, dass klimaneutrale 
Kraftstoffe dort zum Einsatz kommen, 
wo der Bedarf und die 
Wirtschaftlichkeit am größten sind. 
Daher besteht keinerlei Notwendigkeit 
seitens der Politik, die Einsatzfelder 
klimaneutraler Kraftstoffe zu 
priorisieren. Insofern befürworten wir 
den freien Verkauf. 

 
Allein über CO2-neutrale 
Neufahrzeuge werden sich die 
Klimaschutzziele nicht erreichen 
lassen. Der Hochlauf der 
Elektromobilität und die klima-
schonende Weiterentwicklung von 
Kraftstoffen für Bestandsfahrzeuge 
müssen Hand in Hand gehen. Die 
Zulassung und der Verkauf an der 
Tankstelle von HVO 100 ist ein 
weiterer Schritt. Jetzt sind die 
Hersteller gefordert, neue Fahrzeuge 
für die Verwendung von HVO 100 
auszulegen und ältere Modelle zu 
prüfen und für die Verwendung 
freizugeben. 
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9. Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor können mit regenerativen Kraftstoffen CO2-arm bis nahezu CO2-neutral betrieben werden. Sollten aus Ihrer Sicht 
Verbrenner weiterhin zugelassen werden können (Stichwort faktisches Zulassungsverbot für neue Pkw-Verbrenner in der EU ab 2035)?  
 

CDU SPD Grüne  FDP DieLinke 

 
Wir wenden uns gegen ein 
ideologiegetriebenes 
Verbot von Verbrennungs-
motoren und befürworten 
stattdessen innovative, 
technische Kraftstoff- und 
Antriebslösungen. Werden 
Verbrennungsmotoren mit 
Wasserstoff, E-Fuels oder 
anderen CO2-neutralen 
bzw. COS-armen Kraft-
stoffen betrieben, steht 
einer Zulassung derartiger 
Motoren aus unserer Sicht 
auch nach 2035 nichts 
entgegen. 

 
Wir wollen, dass die 
verschiedenen 
Verkehrs-
teilnehmergruppen 
gleichberechtigt 
betrachtet und 
entwickelt werden. 
Wie sich die ent-
sprechenden 
Antriebssysteme im 
Bereich des PKW-
Verkehrs entwickeln 
werden, liegt nur sehr 
begrenzt im Bereich 
landesrechtlicher oder 
auch kommunal-
rechtlicher 
Möglichkeiten. 

 
Nein, wir unterstützen den 
Vorstoß der EU ab 2035 nur noch 
klimaneutrale Neuwagen 
zuzulassen. Mit dieser 
Entscheidung erhält die 
Automobilindustrie Rechts- und 
Planungssicherheit, nach der sie 
weitere Investitions-
entscheidungen treffen kann. Die 
Entscheidung der EU ermöglicht 
auch nach 2035 die Zulassung von 
Autos mit Verbrennermotor, 
sofern diese ausschließlich mit 
CO2-neutralen synthetischen 
Kraftstoffen betrieben werden. E-
Fuels werden aber auf absehbare 
Zeit deutlich teuer und 
ineffizienter bleiben als E-Autos. 

 
Ja. Die deutsche Motorentechnologie war und 
ist weltweit Spitzentechnologie. Sie ist 
außerdem eine wichtige Grundlage unseres 
gesellschaftlichen Wohlstands. Auch in Zukunft 
wird es einen Markt für Verbrennungsmotoren 
betrieben mit klimafreundlichen E Fuels und 
technische Weiterentwicklungen geben. Ein 
voreiliges Verbot würde bei uns tausende 
Arbeitsplätze bei Automobilherstellern und -
zulieferern gefährden. Es würde darüber hinaus 
auch zu einem Ende von Forschung und 
Entwicklung in Deutschland bei klimaneutralen 
Kraftstoffen führen. Das können wir uns auch 
aus Klimaschutzgründen nicht leisten Wir 
wollen mit Technologieoffenheit verschiedene 
Wege zur klimaneutralen Mobilität offenhalten 
und setzen auf den Wettbewerb der besten 
Technologien. 
 

 
Aus unserer Sicht sollen 
ab 2035 nur noch Neuwagen 
mit Verbrennungsmotor 
zugelassen werden, die beim 
Fahren CO2-emissionsfrei 
sind. Dafür müssen die 
synthetisch hergestellten 
Kraftstoffe klimaneutral sein 
und bei der Herstellung muss 
ausschließlich erneuerbare 
Energie eingesetzt werden. 
Sie sind dann genauso CO2-
frei im Betrieb, wie wenn ein 
E-Auto mit Strom 
ausschließlich aus 
erneuerbaren Energien 
fährt.  
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10. Unterstützen Sie politisch die Ziele des mittelständischen Kraftstoffhandels, u. a. durch den Einsatz CO2-armer und CO2-neutraler Kraftstoffe die 
Erreichung der Klimaschutzziele im Verkehr zu ermöglichen?  
 

CDU SPD Grüne  FDP DieLinke 

 
Gerade der Verkehrssektor 
ist ein wesentlicher 
Baustein, will man die 
Klimaneutralität – wie 
zugesichert – bis 2045 
erreichen. Wir 
unterstützen deshalb die 
genannten Ziele. 

 
Dort, wo entsprechende 
Kraftstoffe wirtschaftlich 
einsetzbar sind, werden sie 
sich im Rahmen der 
Technologieoffenheit 
durchsetzen. Von der 
erwarteten Mengen-
verfügbarkeit ausgehend 
scheint das für die Bereiche 
des Luftverkehrs, der Bau- und 
Landwirtschaft sowie im LKW-
Verkehr möglich. 
 

 
Wie in der Antwort zur Frage 7 bereits 
ausgeführt, ist es deutlich effizienter und 
günstiger den Strom direkt in E-Autos 
anstatt für die Produktion von E-Fuels zu 
nutzen. Für den Schiff- und Luftverkehr 
sind CO2-neutrale Kraftstoffe für die 
Erreichung der Klimaschutzziele von 
Bedeutung, denn diese Bereiche lassen sich 
anders schwer dekarbonisieren. Da CO2-
neutrale Kraftstoffe auf absehbare Zeit 
begrenzt bleiben werden, setzen wir uns 
dafür ein, dass diese Kraftstoffe vorrangig 
im Schiff- und Luftverkehr genutzt werden. 
 

 
Ja. Wir betrachten 
entsprechende Kraftstoffe als 
echten Fortschritt für den 
Klimaschutz im Verkehr und 
einen wichtigen Schritt, auch 
Verbrennungsmotoren in 
Zukunft klimafreundlich zu 
betreiben. 
 

 
Ja, wir unterstützen alle 
Initiativen mit dem Ziel, die 
Erreichung bzw. Einhaltung 
der Klimaschutzziele im 
Verkehr zu ermöglichen. 
 

 


